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Diesen letzten Newsletter im Jahr 2019 neh-
men wir zum Anlass, uns bei unseren Man-
danten für die gute Zusammenarbeit und den 
Lesern für Ihr reges Interesse an den von uns 
aufbereiteten zahlreichen rechtlichen The-
men zu bedanken. Auch 2020 wollen wir ein 
guter und verlässlicher Partner in Sachen 
Recht bleiben und wünschen Ihnen und Ihren 
Familien auf diesem Weg ruhige und besinn-
liche Weihnachtsfeiertage sowie ein friedvol-
les und gutes Neues Jahr 2020.  

Hierzu wollen wir auch einen konkreten Bei-
trag leisten, weshalb wir bewusst auf den 
Versand von Grußkarten zum Jahresende 
verzichten und dem "Tierschutzverein Heil-
bronn und Umgebung e.V." eine Spende zu-
kommen lassen.  

Ihre SRF Rechtsanwälte 

 

 Auskunftsanspruch zur Arbeitszeit für Be-
schäftigte im Straßentransport 

Das Bundesarbeitsgericht hat in einer Entschei-
dung vom 28.08.2019 entschieden, dass der 
Anspruch aus § 21a VII 3 Arbeitszeitgesetz Ge-
genstand einer Stufenklage vor Gericht sein 
kann. 

In § 21a ArbZG sind Sonderregelungen für Be-
schäftigte im Straßenverkehr niedergelegt, un-
ter anderem im Abs. 7 eine Verpflichtung des 
Arbeitgebers, die Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen min-
destens 2 Jahre aufzubewahren sowie dem Ar-
beitnehmer auf Verlangen eine Kopie der Auf-
zeichnungen auszuhändigen. Diesen Anspruch 
hat ein Arbeitnehmer eines Speditionsunter-
nehmens geltend gemacht, zur Vorbereitung ei-
ner Zahlungsklage wegen Überstunden. So-
wohl das Arbeitsgericht als auch das Landesar-
beitsgericht haben die Klage abgewiesen, das 
Bundesarbeitsgericht hat ihr bezüglich der Aus-
kunft im Wesentlichen stattgegeben, da der 
Auskunftsanspruch nach § 21a VII 3 Arbeits-
zeitgesetz Gegenstand einer sogenannten Stu-
fenklage auf Auskunft und Zahlung sein kann. 

Ob sich für alle Arbeitnehmer (auch die nicht im 
Straßenverkehr Beschäftigten) ein solcher An-

spruch aus der Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs zur Notwendigkeit eines zu-
gänglichen und objektiven Zeiterfassungssys-
tems ergibt, ist demgegenüber offen. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 28.08.2019 - 5 
AZR 425/18 

 Massenentlassungsanzeige und Kündigung 

Das Bundesarbeitsgericht hat einen weiteren 
Fall zur Massenentlassungsanzeige und Kündi-
gung zu entscheiden gehabt. Der Entscheidung 
lag, soweit für diesen Hinweis von Bedeutung, 
folgender Sachverhalt zugrunde: 

Der Arbeitgeber hatte nach Konsultation des 
Betriebsrats am 22.06.2017 eine Massenent-
lassungsanzeige gestellt, welche am 
26.06.2017 bei der Agentur für Arbeit einging. 
Die Arbeitgeberin kündigte mit Schreiben vom 
26.06.2017 zum 30.09.2017 sämtliche Arbeits-
verhältnisse im Betrieb (Betriebsstilllegung). 
Die Kündigung ging dem Kläger am 27.06.2017 
zu, er hat Kündigungsschutzklage erhoben. 

Im Streit war, ob der Arbeitgeber die Kündigun-
gen bereits unterschreiben durfte, als die Mas-
senentlassungsanzeige noch nicht bei der Bun-
desagentur eingegangen war. Das Bundesar-
beitsgericht entscheidet, dass es nicht darauf 
ankommt, ob die Massenentlassungsanzeige 
vor der Unterzeichnung der Kündigung bei der 
Bundesagentur einging oder danach, entschei-
dend sei, dass die Massenentlassungsanzeige 
bei der Agentur für Arbeit eingegangen sei, be-
vor dem Arbeitnehmer das Kündigungsschrei-
ben zuging. Auf die Frage, wann der Kündi-
gungsentschluss gefasst wurde (darauf hatte 
noch das Landesarbeitsgericht Baden-Würt-
temberg abgestellt) komme es nicht an, da be-
reits die Vorbereitung der Massenentlassungs-
anzeige und deren Einreichung einen Kündi-
gungsentschluss voraussetze. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13.06.2019 - 6 
AZR 459/18 

 

 

 

 

 

 

 

 Eigene Leistung mangelhaft wegen mangel-
hafter Vorleistungen? 

Das Oberlandesgericht Hamm hatte folgenden 
Fall zu entscheiden: 
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Der Auftragnehmer verlegt in einem Wohnhaus 
Fließestrich. Weil die vorhandene Haustüre und 
die vorhandenen bodentiefen Fenstertüren in 
unterschiedlichen Höhen liegen, kann der Est-
rich nicht fachgerecht an diese Bauteile ange-
schlossen werden. Um nachträglich einen fach-
gerechten Höhenanschluss herzustellen muss 
der Estrich bis auf die Bodenplatte zurückge-
baut werden. Anschließend müssen die Bauhö-
hen der Haustüre und der bodentiefen Fenster 
aufeinander abgestimmt werden. Danach kann 
dann der Estrich wieder eingebracht werden. 

Der Auftragnehmer verweigert die Nachbesse-
rung und verweist darauf, dass seine Leistung 
mangelfrei sei, die Vorleistungen seien mangel-
haft. Der Auftraggeber verlangt vor Gericht die 
Kosten für den vollständigen Rückbau und Neu-
aufbau des Estrichs, er obsiegt. 

Der Unternehmer verkennt in seiner Argumen-
tation, dass ein an sich mangelfreies Werk, das 
seine Funktion nicht erfüllen kann, gleichwohl 
mangelhaft ist. Die unterschiedlichen An-
schlusshöhen hätte der Estrichleger vor der 
Verlegung des Estrichs erkennen und dem Auf-
traggeber mitteilen müssen. Tut er das nicht, er-
bringt er ein nicht funktionsfähiges und damit 
mangelhaftes Werk. Der im Verfahren streitige 
Hinweis des Auftragnehmers “mit dem Estrich 
müsse man höher gehen“, entlastet ihn nicht, 
da er bei den unterschiedlichen Anschlusshö-
hen die Leistung schlechterdings nicht fachge-
recht einbauen kann. Weil er auf eine fehler-
hafte Vorleistung aufgebaut hat, wurde auch 
sein Werk mangelhaft. 

Es gilt (und zwar unabhängig davon, ob es sich 
um einen BGB- oder VOB-Vertrag handelt), 
dass der Unternehmer auf Umstände, die die 
Funktionsfähigkeit und Mangelfreiheit seines 
Gewerks beeinträchtigen können und auf die 
drohenden Nachteile vor Ausführung hinweisen 
muss. 

Oberlandesgericht Hamm, Urteil vom 
03.12.2018 - 17 U 186/16 

 Prüf- und Rügepflicht auf der Baustelle 

Das Oberlandesgericht Köln hat, bestätigt 
durch den Bundesgerichtshof, einen für viele 
Rohbauer/Generalunternehmer interessanten 
Fall entschieden: 

Ein Betonhersteller wurde von einem Bauunter-
nehmer mit der Lieferung von Beton zur Erstel-
lung eines stahlfaserbewehrten Industriefußbo-
dens beauftragt. Vereinbart wurde die Festig-
keitsklasse C 30/37 bei einem Wasser/Zement-
Wert von 0,5. 

Der Beton hat die vereinbarte Beschaffenheit 
nicht eingehalten, da ihm im Werk und im Fahr-
zeug zusätzliches Wasser beigemischt wurde, 
was zu erheblichen Rissbildungen führte. Die 
Sanierungskosten von 3,8 Millionen Euro will 

der Bauunternehmer vom Betonhersteller er-
setzt bekommen. Dieser beruft sich darauf, 
dass der Bauunternehmer den Beton nicht/zu 
spät geprüft habe und deswegen Mängelrechte 
wegen § 377 HGB ausgeschlossen sind. Dort 
ist geregelt, dass ein Kaufmann im Rahmen ei-
nes Handelsgeschäfts angelieferte Ware unver-
züglich prüfen und feststellbare Mängel direkt 
anzeigen muss, ansonsten Mängelansprüche 
ausgeschlossen sind. 

Der Bauunternehmer argumentiert, dass bei 
der Anlieferung von Frischbeton dies nicht 
gelte, da eine Überprüfung erst nach der Aus-
härtung möglich sei und der Frischbeton bereits 
direkt nach Anlieferung vergossen und einge-
baut werden müsse. Das Oberlandesgericht 
entscheidet, dass auch Beton eine Sache sei, 
die überprüft werden müsse. Dem stehe nicht 
entgegen, dass bei Anlieferung eine Überprü-
fung noch nicht stattfinden könne, eine solche 
könne auch nach Ablauf der Mindestaushär-
tungsdauer erfolgen und dann noch rechtzeitig 
sein. Grundsätzlich hätte der Unternehmer im 
vorliegenden Fall also seine Ansprüche verlo-
ren, im konkreten Einzelfall hat das Gericht al-
lerdings angenommen, dass der Betonlieferant 
sich auf die nicht rechtzeitige Rüge nicht beru-
fen könne, da er durch die Wasserzugabe den 
Mangel arglistig verschwiegen habe. 

Sowohl für Asphalt wie Beton gilt, dass es sich 
um gelieferte Sachen, für die das Kaufrecht gilt 
handelt und diese müssen im kaufmännischen 
Geschäftsverkehr unverzüglich geprüft werden, 
bei Beton- und Asphaltlieferungen gegebenen-
falls nach Verbau durch Bohrkernproben. Eine 
dann auch gegebenenfalls erst nach Wochen 
erfolgende Rüge kann noch unverzüglich im 
Sinne des Gesetzes sein. 

Oberlandesgericht Köln, Urteil vom 02.09.2016 
- 19 U 47/19 

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 26.06.2019 
- VII ZR 326/16 

 

 Der „gefährliche Auszug" 

Durch die gesetzlichen Regelungen in beson-
derer Weise geschützt wird die Nutzung der so 
genannten Ehewohnung, die Räume, welche 
durch die Ehegatten zuletzt gemeinsam, vor der 
Trennung, als Wohnung genutzt worden sind. 
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Während des Getrenntlebens ergeben sich Re-
gelungen insoweit aus § 1361b BGB. Es wird 
jedoch durch § 1361b Abs. 4 BGB geregelt, 
dass im Falle eines Auszuges nach Ablauf von 
sechs Monaten ohne dass „gegenüber dem an-
deren Ehegatten die ernstliche Rückkehrab-
sicht bekundet wurde" unwiderlegbar vermutet 
wird, dass dem verbleibenden Ehegatten die 
Nutzung alleine überlassen worden ist, eine 
Rückkehr bleibt dann ausgeschlossen. 

Durch das OLG Stuttgart war in einem Be-
schluss vom 24.7.2019 - 17 UF 118/19 über ei-
nen Sachverhalt zu entscheiden, wonach die 
vor der Trennung genutzten Räume aus einer 
Haupt- und einer Einliegerwohnung bestanden. 
Zum Zwecke der Trennung hat der Ehemann 
zunächst die Einliegerwohnung genutzt, die 
Ehefrau verblieb in der Hauptwohnung. Später 
ist der Ehemann dann in eine angemietete 
Wohnung umgezogen, hat jedoch Schlüssel zur 
Einliegerwohnung behalten und dort auch Ge-
genstände zurückgelassen. Nach Ablauf von 6 
Monaten hat der Ehemann erklärt, er wolle wie-
der in die Einliegerwohnung einziehen, ihm sei 
die weitere Wohnung gekündigt worden. 

Durch das Oberlandesgericht Stuttgart wurde 
zunächst entschieden, dass in vergleichbarer 
Situation für den verbliebenen Ehegatten, auf-
grund der Forderung zum Wiedereinzug, ein 
Feststellungsinteresse dazu besteht, dass auf-
grund der gesetzlichen Regelung gemäß § 
1361b Abs. 4 BGB bereits die Vermutung der 
endgültigen alleinigen Überlassung besteht. 
Weiter wurde entschieden, dass es sich im 
Falle der bloßen Feststellung nicht um die Zu-
weisung der Wohnung handelt, welche alleine 
im Rahmen eines einstweiligen Anordnungs-
verfahrens anfechtbar wäre. Die Entscheidung 
zeigt, dass ein Umzug zum Zwecke der räumli-
chen Trennung gut überlegt werden muss, da 
sich hieraus für die weitere Nutzung gravie-
rende Folgen ergeben. 

OLG Stuttgart, Beschluss vom 24.07.2019 - 17 
UF 118/19 

 

 OLG Naumburg bejaht Möglichkeit zur Ab-
mahnung bei DSGVO-Verstoß 

Das OLG Naumburg hat in einem aktuellen Ur-
teil vom 07.11.2019 (9 U 6/19) entschieden, 

dass ein Verstoß gegen die DSGVO wettbe-
werbswidrig und damit abmahnfähig sein kann. 
Die Frage bleibt aber weiterhin umstritten. 

Im zugrunde liegenden Fall hat ein Apotheker, 
der eine stationäre Apotheke betreibt, einen 
Konkurrenten, der Medikamente über Amazon 
verkauft, wegen angeblicher Verstöße gegen 
berufsrechtliche Vorgaben und gegen die 
DSGVO auf Unterlassung in Anspruch genom-
men. Bezüglich der berufsrechtlichen Verstöße 
wurde die Klage zwar abgewiesen, das OLG ist 
aber der Auffassung, dass die Abmahnung we-
gen eines Verstoßes gegen die DSGVO be-
rechtigt war. Die insoweit offene Streitfrage, ob 
die Datenschutzbestimmungen der DSGVO 
Marktverhaltensregeln darstellen, bejaht das 
OLG so wie im letzten Jahr bereits das Hanse-
atische Oberlandesgericht Hamburg und ver-
weist dazu auch auf die ältere Rechtsprechung 
zum BDSG, zu dem überwiegend Entsprechen-
des vertreten wurde. Da der Apotheker auch 
Gesundheitsdaten seiner Kunden und damit 
besonders sensible Daten im Sinne von Art. 9 
Abs. 1 DSGVO ohne deren Einwilligung verar-
beitet hat, wurde er zur Unterlassung verurteilt.  

Bis zu einer abschließenden Klärung durch den 
BGH bleibt die Frage, ob Verstöße gegen die 
DSGVO wettbewerbswidrig sind und abge-
mahnt werden können, weiter unklar. Es kann 
Unternehmen unabhängig hiervon aber nur 
dringend dazu geraten werden, die Vorschriften 
der DSGVO einzuhalten, zumal die Daten-
schutzbehörden, die in erster Linie dazu beru-
fen sind, Verstöße gegen die DSGVO zu prüfen 
und zu ahnden, verstärkt tätig werden und auch 
Bußgelder verhängen. 

OLG Naumburg, Urteil vom 07.11.2019 - 9 U 
6/19 

 

 

 Anmietung von Wohnraum zur Flüchtlings-
unterbringung ist Gewerberaummiete 

Mit Urteil vom 23.10.2019 - XII ZR 125/18 - 
musste der Bundesgerichtshof über die Rechts-
natur eines Vertrages zwischen einer Ge-
meinde und einem Vermieter entscheiden, mit 
dem Räume zur Flüchtlingsunterbringung ver-
mietet wurden. Vereinbart wurde, dass beide 
Vertragsparteien für die Dauer von 5 Jahren 
das Mietverhältnis nicht ordentlich kündigen 
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können. Die Dauer, für die das Kündigungs-
recht ausgeschlossen war, ist handschriftlich in 
den Vertrag eingetragen worden. Die Vertrags-
parteien bezeichneten den Vertrag ausdrück-
lich als "Mietvertrag über Wohnräume". Auf-
grund des Rückgangs der Flüchtlingszahlen 
fand eine Belegung des Hauses zu keiner Zeit 
statt. Mit Schreiben vom 17.01.2017 kündigte 
die Gemeinde daher das Mietverhältnis zum 
30.04.2017 und vertrat dabei die Auffassung, 
die Sondervereinbarung über die Kündigungs-
zeit von 5 Jahren sei entfallen, weil ihr seit An-
fang 2016 keine Flüchtlinge mehr zugewiesen 
worden seien. 

Der Bundesgerichtshof entscheidet, dass der 
Kündigungsausschluss wirksam ist und zwar 
unabhängig davon, ob es sich um eine Individu-
alabrede oder um eine Formularklausel han-
delt. Wäre der Kündigungsausschluss zwi-
schen den Mietvertragsparteien individualver-
traglich vereinbart worden, steht die Wirksam-
keit dieser Klausel außer Frage. Der Bundesge-
richtshof hat bereits mehrfach entschieden, 
dass selbst bei einem Wohnraummietverhältnis 
die Vertragsparteien die ordentliche Kündigung 
im Wege der Individualvereinbarung für sehr 
lange Zeit ausschließen können (so etwa BGH 
NJW 2013, 2820 für einen bis zu 13-jährigen 
Kündigungsausschluss). Der vereinbarte Kün-
digungsausschluss ist aber auch dann wirksam, 
wenn man davon ausginge, dass es sich um 
eine allgemeine Geschäftsbedingung handelt. 
Zwar hat der Bundesgerichtshof für die Wohn-
raummiete bereits mehrfach entschieden, dass 
ein formularvertraglich vereinbarter Kündi-
gungsausschluss, der die Dauer von 4 Jahren 
übersteigt, den Mieter entgegen den Geboten 
von Treu und Glauben unangemessen benach-
teiligt und daher gemäß § 307 Abs. 1 S. 1 BGB 
unwirksam ist (BGH NJW 2015, 3780 Rn. 19). 
Diese Entscheidungen bezogen sich jedoch auf 
den Bereich der Wohnungsmiete. Ihnen liegt 
insbesondere die Erwägung zugrunde, dass 
das Mobilitätserfordernis des Mieters in der 
heutigen Zeit der Zulässigkeit einer längerfristi-
gen Bindung an ein Mietverhältnis entgegen-
steht. Diese Rechtsprechung lässt sich jedoch 
nicht auf den vorliegenden Fall übertragen, weil 
diese Erwägung nur für Wohnraummietverhält-
nisse gilt und ein solches hier nicht vorliegt. Das 
vom Bundesgerichtshof zu beurteilende Ver-
tragsformular war zwar als "Mietvertrag über 
Wohnräume" überschrieben. Bei der Entschei-
dung der Frage, ob ein Mietverhältnis über 
Wohnraum vorliegt, ist jedoch auf den Zweck 
abzustellen, den der Mieter mit der Anmietung 
des Mietobjekts vertragsgemäß verfolgt. Wohn-
raummiete liegt vor, wenn die Räume dem Mie-
ter vertragsgemäß zur Befriedigung seiner ei-
genen Wohnbedürfnisse und/oder der Wohnbe-
dürfnisse seiner Familie dienen sollen. Erfolgt 
die Vermietung zu Zwecken, die keinen unmit-

telbaren Wohnraumcharakter haben, ist hinge-
gen allgemeines Mietrecht maßgebend (BGH 
NJW 2014, 2864 Rn. 28). Auf dieser rechtlichen 
Grundlage handelt es sich bei der Anmietung 
von Räumen zur Flüchtlingsunterbringung nicht 
um ein Wohnraummietverhältnis. Der Zweck 
der Anmietung war nicht darauf gerichtet, selbst 
die Räume zu Wohnzwecken zu nutzen, zumal 
eine juristische Person wie eine Gemeinde kei-
nen eigenen Wohnbedarf haben kann. Der ver-
tragsgemäße Gebrauch der Gemeinde bezog 
sich vielmehr darauf, die angemieteten Räum-
lichkeiten zugewiesenen Flüchtlingen zu Wohn-
zwecken überlassen zu dürfen. Das ist aber 
keine Wohnungsmiete, sondern Gewerberaum-
miete. 

Die Gemeinde war auch nicht unter dem Ge-
sichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrund-
lage zur Kündigung des Mietvertrages berech-
tigt. Nach ständiger Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs trägt im Verhältnis zwischen 
Vermieter und Mieter grundsätzlich der Mieter 
das Verwendungsrisiko bezüglich der Mietsa-
che (BGH NJW 2016, 311 Nr. 33). Folglich fiel 
das Risiko, das Mietobjekt nicht oder nur einge-
schränkt zur Unterbringung von Flüchtlingen 
nutzen zu können, allein in die Risikosphäre der 
Gemeinde. Darum hat sich durch den Rück-
gang der Flüchtlingszahlen nur das Verwen-
dungsrisiko der Gemeinde verwirklicht. Folglich 
steht der Gemeinde unter dem Gesichtspunkt 
des Wegfalls der Geschäftsgrundlage auch 
kein Recht zur Kündigung des Mietvertrags zu. 

BGH, Urteil vom 23.10.2019 - XII ZR 125/18 

 

 Haftung für Fremdschäden in der Wasch-
straße 

Es kommt immer wieder zu Schadensfällen in 
einer automatisierten Waschstraße. Das OLG 
Koblenz hatte über einen Sachverhalt zu ent-
scheiden, bei welchem mehrere Fahrzeuge hin-
tereinander durch die automatisierte Wasch-
straße bewegt wurden. Ein Fahrzeug ist aus der 
automatischen Führung, zur Vorwärtsbewe-
gung, gerutscht, der nachfolgende Fahrer hat 
gebremst, um nicht mit diesem Fahrzeug zu kol-
lidieren, hierdurch wurde sein Fahrzeug, durch 
Teile der Waschanlage, beschädigt. Es hat der 
nachfolgende/bremsende Fahrzeugführer den 
vorausfahrenden Fahrer und dessen Haft-
pflichtversicherung wegen des Schadens in An-
spruch genommen. In I. Instanz war die Klage 
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mit Verweis auf eine fehlende Haftung abgewie-
sen worden, dies wurde durch das OLG Kob-
lenz in einem Hinweisbeschluss vom 
03.07.2019 - 12 U 57/19 bestätigt. 

Aufgrund der konkreten Situation, dass bei ab-
geschaltetem Motor, ohne Nutzung von Einrich-
tungen des Fahrzeuges, dieses durch die 
Transportvorrichtung in der automatisierten 
Waschanlage bewegt wird, wurde eine Haftung 
aufgrund Betriebs des Kraftfahrzeuges, aus 
Gefährdungshaftung, ausgeschlossen. Es 
wurde darauf verwiesen, dass das Auto in die-
ser Situation nicht anders zu behandeln sei als 
jeder andere beliebige Gegenstand, welcher 
bewegt wird. Ein schuldhaftes Verhalten des 
vorderen Fahrzeugführers konnte nicht festge-
stellt werden, sodass auch eine Haftung aus § 
823 Abs. 1 BGB nicht bestand, damit insgesamt 
kein Ersatzanspruch gegen den Fahrer bzw. 
Halter oder Versicherer des vorderen Fahrzeu-
ges, welches letztlich ein Hindernis gebildet hat. 

OLG Koblenz, Hinweisbeschluss vom 
03.07.2019 - 12 U 57/19 

 

 Was dürfen die Eigentümer beschließen? 

Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigen-
tums steht grundsätzlich den Wohnungseigen-
tümern gemeinschaftlich zu (§ 21 Abs. 1 und 3 
WEG). Die Veränderung der sachenrechtlichen 
Grundlagen der Gemeinschaft (z.B. der Ände-
rung von Sondereigentum in Gemeinschaftsei-
gentum, Veräußerung eines Teils des gemein-
schaftlichen Grundstückes) stellt keine Verwal-
tung im Sinne des § 21 WEG dar. Hierfür be-
steht keine Beschlusskompetenz der Eigentü-
mer. Im vom Bundesgerichtshof entschiedenen 
Fall haben die Wohnungseigentümer beschlos-
sen, dass die Wohnungseigentümergemein-
schaft von dem beklagten Bauträger auch ge-
richtlich verlangen soll, dass der Bauträger ihr 
gemeinschaftliches Eigentum an einem Flur-
stück verschaffen soll. Der Bundesgerichtshof 
entscheidet, dass es sich bei dem vorerwähn-
ten Beschluss trotzdem um eine Verwaltungs-
maßnahme handelt und damit eine Beschluss-
kompetenz besteht. Denn der Beschluss führt 
weder eine sachenrechtliche Veränderung her-
bei noch begründet er eine darauf bezogene 
schuldrechtliche Verpflichtung der einzelnen 
Wohnungseigentümer. Vielmehr soll die Klage 
bewirken, dass der beklagte Bauträger die von 
seiner Seite aus erforderlichen Handlungen für 

eine Einbeziehung des Flurstückes in das ge-
meinschaftliche Eigentum vornimmt. Damit 
dient die Klage nur der Vorbereitung einer durch 
die Wohnungseigentümer selbst herbeizufüh-
ren sachenrechtlichen Veränderung. Den ein-
zelnen Eigentümern bleibt es unbenommen, die 
ihrerseits erforderlichen Erklärungen (beispiels-
weise Auflassung) aus eigenem Entschluss ab-
zugeben. Derartige Vorbereitungsbeschlüsse 
sind durch die Beschlusskompetenz gedeckt. 
Der Begriff der Verwaltung im Sinne von § 21 
WEG ist weit zu verstehen und umfasst regel-
mäßig auch Maßnahmen, die eine Verände-
rung der sachenrechtlichen Grundlagen der 
Gemeinschaft vorbereiten sollen, die dann die 
einzelnen Eigentümer aus eigenem Entschluss 
umsetzen können. Solche Vorbereitungsmaß-
nahmen können daher mit Mehrheitsbeschluss 
gefasst werden. Anders ist es nur dann, wenn 
die vorzubereitende Maßnahme offenkundig 
nicht der Verwaltung dient. Eine Maßnahme 
dient offensichtlich nicht der Verwaltung, wenn 
jeder Zusammenhang mit dem gemeinschaftli-
chen Eigentum fehlt. Hier liegt ein Zusammen-
hang mit dem gemeinschaftlichen Eigentum 
vor, nachdem das begehrte Flurstück gemein-
schaftliches Eigentum werden soll. 

Eine Beschlusskompetenz allein reicht aber 
nicht aus. Vielmehr müssen die Beschlüsse 
ordnungsgemäßer Verwaltung entsprechen. 
Daran fehlt es, wenn schon bei der Beschluss-
fassung absehbar ist, dass einzelne Woh-
nungseigentümer bei der späteren Umsetzung 
nicht mitwirken werden und hierzu zweifelsfrei 
auch nicht (ausnahmsweise) verpflichtet sind. 
Denn die mit der Vorbereitungsmaßnahme ver-
bundenen Kosten würden dann vergeblich auf-
gewendet werden, was einer ordnungsgemä-
ßen Verwaltung widersprechen würde. Ob je-
doch ein Beschluss ordnungsgemäßer Verwal-
tung entspricht, ist nur im Rahmen eines Be-
schlussanfechtungsverfahrens zu überprüfen. 
Wenn die einmonatige Anfechtungsfrist ver-
säumt wird, erwächst ein solcher Beschluss in 
Bestandskraft und ist trotz Verstoßes gegen die 
Grundsätze ordnungsgemäßer Verwaltung gül-
tig und umzusetzen. 

Der Bundesgerichtshof hat daher Klarheit ver-
schafft, welche vorbereitenden Maßnahmen die 
Wohnungseigentümer beschließen können, um 
die sachenrechtlichen Grundlagen der Gemein-
schaft zu ändern. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 20.09.2019 - V 
ZR 258/18 
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 20 Jahre alter Mietspiegel ist ungeeignet 

Mit Schreiben der Hausverwaltung vom 
19.01.2017 forderte der klagende Vermieter 
von der beklagten Mieterin die Zustimmung zu 
einer Erhöhung der Kaltmiete ab dem 
01.04.2017 von EUR 300,00 um EUR 60,00 auf 
insgesamt monatlich EUR 360,00. Zur Begrün-
dung enthielt das Schreiben eine Bezugnahme 
auf einen Mietspiegel der Stadt Magdeburg aus 
dem Jahr 1998. Die Wohnung sei in der Kate-
gorie 8B dieses Mietspiegels mit einer Miet-
preisspanne von 9 DM bis 14 DM einzuordnen. 
Die beklagte Mieterin stimmte dieser Mieterhö-
hung nicht zu. Der Vermieter scheiterte mit sei-
ner Klage auf Zustimmung zur Mieterhöhung in 
allen drei Instanzen. 

Der Mietspiegel für die Stadt Magdeburg aus 
dem Jahr 1998 ist nicht geeignet, bereits den 
formellen Anforderungen an eine Begründung 
zu genügen. Gemäß § 558a Abs. 2 BGB kann 
zur Begründung auf die dort genannten Begrün-
dungsmittel (unter anderem einen Mietspiegel) 
Bezug genommen werden. Aus dem Erhö-
hungsverlangen müssen Angaben über diejeni-
gen Tatsachen hervorgehen, aus welchen der 
Vermieter die Berechtigung der geforderten 
Mieterhöhung herleitet und zwar in dem Um-
fang, wie der Mieter solche Angaben benötigt, 
um der Berechtigung dieses Erhöhungsverlan-
gens nachzugehen und diese zumindest an-
satzweise zu überprüfen. 

An solchen Voraussetzungen fehlt es, wenn der 
Vermieter ein Erhöhungsverlangen mit Tatsa-
chen begründet, welche eine Mieterhöhung be-
reits auf den ersten Blick nicht als tragfähig er-
scheinen lassen. Das ist dann der Fall, wenn 
deutlich wird, dass der Vermieter von falschen 
Voraussetzungen ausgeht oder das Erhö-
hungsverlangen in wesentlichen Punkten un-
vollständig oder widersprüchlich erscheint. 
Dann steht eine solche fehlerhafte Begründung 
einer fehlenden Begründung gleich. Denn in 
diesem Fall ist das Ziel des Begründungserfor-
dernisses ebenso wenig erreicht wie beim 
gänzlichen Verzicht auf eine Begründung. 

Die Bezugnahme auf einen Mietspiegel, der seit 
rund 20 Jahren nicht mehr aktualisiert wurde, ist 
aber schon im Ansatz nicht geeignet, das Erhö-
hungsverlangen zu begründen. Denn das Ge-
setz geht grundsätzlich von einem Aktualisie-
rungserfordernis für Mietspiegel innerhalb einer 

Frist von 2 Jahren aus. Zwar erlaubt das Gesetz 
grundsätzlich auch die Bezugnahme auf einen 
veralteten Mietspiegel, wenn bei Abgabe des 
Mieterhöhungsverlangens des Vermieters kein 
Mietspiegel vorhanden ist, bei welchem die Vor-
schriften der Aktualisierung eingehalten sind. 
Das bedeutet aber nicht, dass das Alter des 
Mietspiegels bedeutungslos wäre. Insbeson-
dere heißt das nicht, dass ein Vermieter einen 
beliebig veralteten Mietspiegel zur Begründung 
heranziehen könnte, nur weil ein neuer Miet-
spiegel nicht erstellt wurde. Für die formelle 
Wirksamkeit eines Erhöhungsverlangens 
kommt es deshalb auch bei einem veralteten 
Mietspiegel darauf an, ob diesem noch ein In-
formationsgehalt zukommt. Bei einem fast 20 
Jahre alten Mietspiegel ist das nicht der Fall. 
Denn die in § 558 Abs. 2 BGB genannten 
Wohnwertmerkmale, die die ortsübliche Ver-
gleichsmiete beeinflussen, unterliegen einem 
Wandel. So können bestimmte Einrichtungen, 
die früher einen besonderen Wert der Mietsa-
che begründeten, inzwischen zur Sonderaus-
stattung geworden sein. Auch kann sich die Be-
wertung der Wohnlage durch strukturelle Ver-
änderungen ändern. Da solche Faktoren in ei-
nem veralteten Mietspiegel keine Berücksichti-
gung finden, fehlt einem solchen Mietspiegel 
der notwendige Informationsgehalt. 

Der Vermieter wird hierdurch auch nicht über-
mäßig beeinträchtigt, da es ihm freisteht, auf 
andere Begründungsmittel, etwa die Benen-
nung von drei Vergleichswohnungen, zurückzu-
greifen. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 16.10.2019 - VIII 
ZR 340/18 
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